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Herausgefordert nach innen un ach außen
Erklaärung des ZaK nla der Bundestagswahl Ü

Am 23. Maı, wenıge Tage DOTr dem 86. Katholikentag ın sıch ewährt hat, 1sSt bewahren, W as als ewahrenswert
Berlıin, hat ın ONn Bad Godesberg eiInNE ursprünglich für erhalten leiben soll; bedarf der Bewährung iın der
Berlin selbst vorgesehene Vollversammlung des Zentral- Erneuerung un! Weıterentwicklung. uch dıe Bundesre-
homitees der deutschen Katholiken stattgefunden, die fast publık Deutschland bedartf der Erneuerung. Der Glanz der
ausschließlich der Diskussi:on UuN der Verabschiedung e1- Freiheit mufßß LICUu in ıhr aufleuchten. Solıdarıtät und pPCI-
ner Erklärung ZUY Bundestagswahl 71980 gewidmet WAaT. sönlıche Opferbereitschaft mussen den Egoismus der
Dıie durch die Stichworte „Frieden  CC un ‚„Freiheit“ wE- Gruppe un: des einzelnen Der Vielfalt der An-
bennzeichnete Erklärung geht V“O  S der aktuellen Krısensti- sprüche muß das gleiche Mafß VO  — Verantwortung eNTL-
uatıon aM un fordert ım ersien Teil e1INnNe „patriotische sprechen.
Perspektive‘“‘ sowohl ım Ost-West-Konflikt WE ım Ver- Unser olk braucht eıne patriotische Perspektive, die
häaltnıs ZUYT Drıtten Welt Im zweıten eıl werden ınnenpo- ın seıner Geschichte un! ın der Achtung VOT Menschen-
litische Themen behandelt Dabe: stehen dıe Familienpoli- würde und Recht gründet un! sıch 1m Rıngen Yrel-
Hk un dıe Sıcherung der Sozzalen Marktwirtschaft neben eıt enttaltet. Dazu gehört das Gespur tüur weltpoli-
der Forderung nach einer überzeugenden Vertretung der tische Verantwortung angesıichts der Herausforderung
„Grundwerteentscheidungen UNSISCTES Grundgesetzes‘‘ ım durch polıtısche Unfreıiheıit, sozıale Ungerechtigkeıit un
Vordergrund. Der wvolle) Titel der‘Erklärung: ‚„Die ayelt- wirtschafrtliches FElend Unser olk braucht dıe Besinnung
politische Herausforderung der Bundesrepublik Deutsch- auf die tragenden Werte seıner christlichen Tradıtion,
land ıhre Aufgaben nach ınnen un außen‘‘. TZayıschen- ohne dıe sıch wirkliche Humanıtät nıcht entftalten annn

Wır VO den führenden Politikern die Bereıt-tıtel UN: Hervorhebungen sınd VO  x AUNL.  %“

Dıie Jüngsten weltpolitischen Ereignisse sınd derart, dafß schaft, die Herausforderungen uNseIer elıt anzunehmen.
sıch die Bundesrepublık Deutschland eın Stillhalten un!
auch nıcht den Versuch des Wegsehens den Stürmen Außenpolitische Perspektiven
der Weltauseinandersetzungen eiısten 2 Freiheit un! Dıie Ereignisse im Miıttleren Osten, der sowjetische ber-Friede sınd nıcht adurch bewahren, da{fß INnan andere fall auf Afghanistan, ernsthafte Störungen des ınternatıio-handeln aßt Friede und Sıcherheıit, Freiheıit un! Recht, nalen politischen un wirtschaftlichen Lebens un dıeGerechtigkeit un! Gemeinschaft sınd dem einzelnen WwWI1e
eiınem olk Auftrag un! Verantwortung. Ihre Ver- Aufgaben, die sıch aus der zunehmenden Verflechtung

unseres Schicksals mıt dem anderer Kontinente ergeben,wirklichung verlangt Anstrengung un: Auseılnmanderset- betreffen ımmer mehr auch Land Unser Leben wırd
ZUNg, verlangt den MutZ Wagnıs. iıne Politik, die sol-
ches Wagnıs scheut un! sıch auf die Konservierung des in den naächsten Jahren nıcht ın den gewohnten Bahnen

weıitergehen.Erreichten beschränkt, 1St in Wirklichkeit eıne Politik des
Vertalls Es 1St schwerer geworden, polifische Entwicklungen in der
In der Bundesrepublık Deutschland läuft die Polıitik (7e- Welt kalkulieren un die internationalen Beziehungen

verläßlıch gestalten. Irrationale Ausbrüche, ideologı1-fahr, sıch ın der Perfektionierung des Bestehenden C1I-

schöpfen. Gesetzgebung un:! Verwaltung werden ımmer sche Übersteigerungen un gewalttätige Aktiıonen haben
lückenloser ausgebaut, treıe Räume VO Staat besetzt,; Völker den Abgrund gebracht, die internationale
Anspruchsdenken gefördert. Beschränkung auf den Aus- Rechtsordnung un:! damıt den Frieden in rage gestellt.
bau des Bestehenden 1St aber Immobilität und Verzicht auf Der Flüchtlingsstrom der etzten Jahre VOIN miındestens
Zukunftsperspektive. ıne Politık, die 1Ur sıch selbst WIe- 13 Miıllıonen Menschen in der Welt macht das Ausmafß
erholt; dıe, ach Erschöpfung ıhrer Idee, NUur och Ad- menschenrechtsverletzender Politik besonders deutlıch.
minıstratıon ausbaut, wırd der Dynamık des Lebens un Dıie Bürger ın der Bundesrepublik mussen das Flücht-
unserer Verantwortung tür dıe Zukunft nıcht gerecht. lingselend als eıne Herausforderung begreıifen. Dıie Auf-
Unsere Jugend hat eiınen Anspruch darauf, da{fß über die nahme der Menschen und ıhre Eiınbeziehung in Le-
pragmatısche Alltagspolıitik dıe gewıß ıhr Recht un ıhr ben können das FElend ındern. Humanıtäre Hılfe alleın
Ethos hat — hınaus langfristige polıtische Zielsetzungen genugt aber nıcht. Vielmehr mussen iınternationale emu-
siıchtbar werden. hungen nachdrücklich auf die Beseitigung der Ursachen

des Flüchtlingselends gerichtet seın.
In der Bundesrepubliık Deutschland 1STt selt ıhrer (CGsrun-
dung durch die gemeınsame Anstrengung aller in Wırt- Heute erhält die Frage nach Inhalt un Bedingungen des
schaft. Gesellschatt und Staat vieles geschaften worden, Friedens LCUC umtassende Bedeutung. In den vergangenen
W AS für mehr Menschen mehr Freiheıt, mehr Gerechtig- Jahren hat sıch be1 uns vielfach eiıne Auffassung ausgebrei-
keıt, mehr Solıdarıtät hat ertahrbar werden lassen. W as LEeL, die weıthın darauf VEr auUtE, dafßß der Friede mıiıt polıtı-
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schen Formeln beschworen un! schon durch eıne Ver- mıt anderen teilen. So werden WIr die internationale
Partnerschaftt 1mM Kreıs der treien Völker stärken.schränkung gegenseıtiger Interessen erhalten werden

könne. Dıieses Friedensverständnıis, das sıch iın Dazu sınd auch Veränderungen in den Weltwirtschaftsbe-
Wirklichkeit alleın auf den Schutz durch andere verläfßßst, zıehungen nöt1g, die dıe Startbedingungen der Entwick-
mu{ überwunden werden. Wır mussen uUuNseI«c Verpflich- lungsländer verbessern und den weltwirtschattlichen Aus-
(ung erkennen, aktıv tür den Frieden wırken, nıcht Nur tausch DA wechselseıtigen Nutzen Öördern. Zur
1m eıgenen Land, sondern auch ın der Welt partnerschaftlichen Zusammenarbeıt gehört auch die Be-
Friede 1STt nıcht allein Sache dıplomatischer Abmachungen, achtung VO  — Überlieferungen, gesellschaftlichen Struktu-

gründet sıch wesentlich auf eine Ordnung, die den ren, Religionen un Kulturen der Völker. Tle diese Fle-
Menschen gerecht wırd Er gedeıiht 1Ur auf der Grundlage haben nıcht NUur eıne große soz1ıale Bedeutung, S1e
verläßlicher rechtlicher un moralıscher Normen un: for- sınd zugleich VOIl hohem weltpolitischem Gewicht.
dert sowohl Bereitschaft ZUur Überwindung VOIl Konflik- Unsere auswärtige Polıitik hat auch die Aufgabe, SC-

gCHh Unterdrückung kämpften, Not ındern un: dieten WI1e auch Unnachgiebigkeıt gegenüber Verletzungen
des Völkerrechts un:! aggressıven Akten un: nıcht zuletzt Chancen der Freiheit ın der BaNZCH Welt NnNutizen un!
glaubhafte Anstrengungen ZUur Verteidigung VO Freiheit vergrößern. Da Freiheıit 1Ur in Frieden verwiırklı-
und Recht ach ınnen un:! außen. chen ISt, muß unablässıg den Voraussetzungen für eıne

triedliche Entwicklung der Welt gearbeıtet werden. Un-Es z1bt entspannungspolıtische Vorstellungen, dıe manche treiheit ISt eıne ständıge Bedrohung des Friedens. Friededieser unentbehrlichen Elemente eiıner wirklichen rı1e-
denspolitık außer acht lassen. Abwehrbereitschaft als Preıs un! Freıiheıit sınd nıe gegeneinander, sondern 1Ur mıte1lın-

ander realısıeren. Unser natiıonales Interesse un die 1N-für einen Frieden In Freiheıit wırd nıcht betont. Fat- ternatiıonale Solidarıität gebieten CS, auch erschwer-vertehlt ıhr Ziel; WEeEeNNn S1e den Frieden als Kom-
promi( 7zwischen Freıiheıit un:! Untreiheıt begreift. Ent- ten wirtschaftlichen un! tinanzıellen Bedingungen 1mM

eiıgenen Land mıt der Bereitschaft erheblichen Opfernann ıhr Ziel 1Ur erreichen, WenNnn sS1€e sıch als dieser Aufgabe weıterzuarbeıten. Wır VOINl denSchritt auf dem Weg einem Frieden ın Freiheıit VeI-

steht. Politikern, dafß S$1e dafür eın klares Konzept entwickeln
und mut1g handeln.Wır VO unseien Polıitikern, gerade Jetzt VOTLT aller

Welt bekunden, dafß dauerhafter Friede eıne polıtische
Ordnung VOrausSsetZt, die auf Menschenwürde, Freıiheıit Innenpolitische Prioritaäatenund Gerechtigkeıt basıert un entschlossen ZUfrFr Eiındäm-
Mung VO  - Friedensbedrohungen beıträgt. Dazu gehört
entschıedenes Eıntreten für dıe Menschenrechte, für das Wenn WIr dıe Herausforderungen VO  - außen bestehen un:!

unseren aktıven Beıtrag AAn Sıcherung VOIN Freıiheıt unSelbstbestimmungsrecht der Völker, für den Schutz der
Miınderheiten un: für eiınen gewaltfreien internationalen Frieden eısten wollen, dann kommt 65 panz entscheidend

auf dıe innere Verfassung unseres Volkes Fur sS$1e LTagecnAusgleıch SCHAUSO WI1e Vorkehrungen für die militärische WIr alle, einzelne un! Gruppen, Mıtverantwortung. berSicherheit un für nıchtmiliıtärische Verteidigungskon-
Z  > Bereitschaftt allseıtiger, internatıional kontrollier- auch dıe, dıe 1m Staat besondere Aufgaben übernommen

haben, mussen alles LunN, diese innere Verfassung Zter Abrüstung, Abbau der tiefgreifenden wiırtschaftlichen stärken. Wır erwarten VON ihnen, dafß S$1e die Grundwert-Ungleichheiten zwıschen den Staaten un! die Miıtarbeit
beim Autfbau sozıaler Gerechtigkeıit in der Welt Keın Ele- entscheidungen unseTes Grundgesetzes überzeugend VeEeI-

LIELEN un ZUT Wahrung des Rechtsfriedens, der Freiheıit
INMent dieses Gefüges dart isoliert oder vernachlässıgt WelI- und der Gerechtigkeıt beitragen.den Das gilt insbesondere tür die Gesetzgebung, die für dasDıiese Forderung äßt sıch 1Ur erfüllen, WenNnn die Bundes- Leben wichtige Ma(stäbe un! die Entwicklungrepublık Deutschland CN miıt ıhren Verbündeten I11l- Gesellschaft nachhaltıg beeinflußt. Sı1e muf{fß demmenarbeıtet. Dıie solıdarısche Verbundenheıt mıiıt den Ver- Bürger Rechtsschutz gewähren, dıe Verantwortung des
einıgten Staaten VO  = Amerıka garantıert entscheidend Menschen stärken, gesellschaftliche Gruppen Öördern und
uUuNnseTEe Sicherheit und die Freiheıit VO  - Berlın. Dies darf
dıe deutsche Polıitik nıe außer acht lassen. Sıe mu{ß ıhre eiıne Ordnung der Gerechtigkeıt tür alle verbürgen. Das

gelingt NUur, WEn der Gesetzgeber den Zusammen-Bündnisverpflichtungen nehmen. hang zwıschen unNnNseTrer Verfassungsordnung un:! den
Dıie Jüngsten Ereignisse ın der Weltpolitik eröffnen die grundlegenden ethiıschen Werten beachtet. Wo das nıcht
Chance, stärker als bisher gemeınsam mIıt Staaten der geschieht, da nımmt die Rechtsentwicklung eiınen gefähr-
Dritten Welt tür dıe Sıcherung VOoO  — Frieden und Freıiheıit lıchen Weg un tragt dazu be1, dafß Wertbewußfßtsein un

arbeıten. Die Leistungsfähigkeit der westlichen Demo- Normen in der Gesellschaftt abgebaut werden.
kratien ann vielen Entwicklungsländern dabei helten, Wır ordern eiıne Gesetzgebung, dıe das menschliche Le-
Ursachen der Unterentwicklung, W1e€e Armut, Unwissen- ben in allen seınen Phasen achtet und schützt, WI1€E e$S

heıt un! Arbeitslosigkeıit, überwiınden un stabıle NseTre Verfassung verlangt. Dies oilt insbesondere tür das
rechtsstaatliche, wirtschaftliche un:! polıtische Verhält- ungeborene Kınd, dessen Schutz wiederhergestellt werden
nNısse schatten. Wır mussen bereıt se1n, staärker als bisher Mu Schutz und Förderung des Staates wır auch
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für FEhe und Famıilıe, die tür die persönliche un! sozıale nıedrigem Einkommen un ausländischen Arbeitnehmern
Entwicklung des Menschen VOIN gröfßter Bedeutung sınd. un! ıhren Famılıen, beseitigen. Diese Gruppen dürten
Der hohe Rang VO  ; Ehe und Famiuılıe dart nıcht subjektiver nıcht och mehr den and gedrängt werden.
Beliebigkeit preisgegeben werden. Er mu auch ın der (Ge-

Diese Belastungen lassen sıch meıstern, WenNnn alle Bürgersetzgebung un Rechtsprechung anerkannt werden.
Soliıdarität üben un! iıhre Gemeinwohlverpilichtung CI-

Wır ordern eıne Familienpolitik, die sıch nıcht als ılts- kennen, dıe ulls gebietet, das eıgene Leben tühren,für andere politische Zwecke versteht. Dıie amı- 68 den Voraussetzungen tür eın Zusammenleben
lie hat ıhr Recht als natürlıche Gemeinschaftt: s1e 1St Staat aller entspricht. Die orge des Staates für alle 11Ur denkba-
un! Gesellschaft vorgegeben. Es 1St alsch, S1€e blofß als ICN soz1ıalen Belange macht eınerseılts ımmer mehr Rıisıken
Dienstleistungsunternehmen Z Sıcherung eıner ANSC- des Lebens tragbar, annn aber andererseıits mehr un: mehr

Bevölkerungsentwicklung un! S, Sozialisation die eigenverantwortliche Lebensplanung des Bürgers pC-
VO  — Kındern anzusehen. Die Familie 1St eın eigener Wert,; aährden. Soztzalpolıitik dart deshalb nıcht NUur dem
der sıch nıcht erst durch besondere Leistungen in Staat un Gesichtspunkt eıner auernden Perfektionierung der Le1i-
Gesellschaft rechtfertigen muß Daher mu{( der Ötaat dıe
Famılıe iıdeel]l un:! tinanziell Öördern. ıne Politik, die dıe StTUNgCNH gestaltet werden. Das sozıale Netz darf nıcht Zur

Falle für die Freiheıit werden. Sozıalpolitik mu{fß mehr als
Famlıulie stärkt, festigt die Freiheit für den einzelnen und bisher darauf angelegt seın, dıe Verantwortung des Bur-
dient dem Frıeden iın der Gesellschatt. SCIS für sıch un seınen Nächsten stärken.
Kinder sınd Ausdruck VO  - Lebensbejahung und FU Gerade in eıner Demokratie, die VO der Miıtverantwor-
kunftserwartung eines Volkes. ıne Gesellschaft, die über tung un! Mıtbestimmung des Bürgers lebt, muß sıch der
den Tag hinaus INOTSCH denkt, hat ımmer Platz tür Kın- einzelne bewußt se1ın, daß alle staatlıchen Leistungen,der Deren Erziehung 1St zuallererst Recht un! Aufgabe die &. ın Anspruch nımmt, letztliıch VO  _ anderen Menschen
der Famailulıe. Der Staat soll diese Erziehung durch die erbracht werden. Der Staat ann 1Ur dann rechtsstaatliche
Schule erganzen un! unterstutzen. Es kommt ıhm nıcht Verhältnisse, Wohlstand, soz1ıale Sıcherheit für alle und
Z eigene Erziehungsleitbilder autzustellen und das Er- Schutz ach ınnen un! außen garantıeren, wWenn jeder e1IN-
ziehungsrecht der Famılıie beschneiden. Wır ordern zelne bereıt ISt, seın Mafß Gegenleistung erbringen.
VON den Parteıen un:! VO Parlament, da{ß s1e miıthelten,
in unNseIier Gesellschaft eın kiınderfreundliches Klima ıch seıin.

Deshalb darf auch das Steuersystem nıcht leistungsfeind-
schaffen un tür eiınen gerechten Ausgleich der Lasten
SOTSCN, die die Famılien für uns alle tragen. iıne zukuntfts- Die Polıitiker uNseICcS Landes sınd verpilichtet, in der
oOrlentierte Sozialpolitiık mMu: 1M System der soz1ıalen S1- staatlıchen Ausgabenpolitik überhöhten Forderungen

wehren un Prioritäten SEIZECN, die den Lebensıinter-cherung die Belastungen un Leistungen be1 Kıindern, Er-
werbstätigen un! alten Menschen gerechter ausgleichen un! der Verantwortung uLNseICcs Volkes entsprechen.
un: dadurch Solidarität der drei Generationen wıeder CI- Sıe mussen die Schuldenlast abbauen, da{fß die öffentli-
möglıichen. Sıe mu{fß arüber hınaus die Voraussetzungen chen Eınnahmen nıcht mehr und mehr für die Verzinsung
dafür chaffen, da{fß Frauen un Männer sıch für iıhre Auf- un! Tilgung VOINl Staatsschulden aufgewandt werden mus-

gyaben ın Ehe un: Famiıulie freı entscheiden können, ohne SCIL. Wer der kommenden Generation wirklıich Zukunfts-
chancen eröffnen und unserem Land weıtere Entwick-iın ıhrer beruflichen Entwicklung unzumutbar beeinträch-

tıgt werden un ın ıhrer sozıalen Sıcherung Nachteile lung sıchern wıll, mu schon heute datfür SOISCH, da{ß auch
erleiden. tinanziıell Spielräume für wirtschaftliche, soz1ale, kultu-

relle un polıtische Gestaltungsmöglichkeiten erhalten
Unser Land gehört den wohlhabenden un soz1ial-
rechtlich tortschrittlichsten Ländern der Erde Der hohe

leiben un:! wıieder geschaffen werden.
ank der Zusammenarbeit aller WırtschaftsprozelißStandard soz1ıaler Leistungen 1ST ein Ergebnis der WIrt- beteiliıgten Gruppen hat die Sozıale Marktwirtschaft selt

schaftlichen Entwicklung, dıe wıederum ohne uUuLNseiIe So- Jahrzehnten zahlreiche Aufgaben un! Schwierigkeitenzialpolıtık nıcht möglıch geworden ware. Es stellt sıch bewältigt, w 1e 658 keinem planwirtschaftlichen 5System JeJetzt dıe Aufgabe, den Soz1ialstaat erhalten un! weıter gelungen 1St Ihre Leistungsfähigkeit 1St jedoch nıcht
auszugestalten. Dıies wırd nıcht leicht se1ın, weıl Preısste1- selbstverständlich: sS1ie bedart ımmer wıeder An-

für Rohstoffe un: Energıe, verlangsamtes WIrt- strengungen un: Verbesserungen SOWI1e der geistigen un:
schaftliches Wachstum, beträchtliche Arbeıtslosigkeit un ordnungspolitischen Fundıierung. Mehr noch als bısher
erhöhte Anforderungen für dıe Sıcherung VO  S Freiheıit un
Frieden 1im natiıonalen W1e€e 1m internationalen Bereich den

mu{ dabei der Mensch als Träger un:! Zıel des Wirtschaf-
tens In den Mittelpunkt gestellt werden.tinanzıellen Spielraum des Bundeshaushalts erheblich eiın-
Verknappungen un Verteuerungen auf den Weltmärkten,

Unter diıesen Umständen mussen die sozıalen Aufwen- techniısche Umwälzungen, die Notwendigkeıt, mıiıt Roh-
dungen gezielt dort eingesetzt werden, N darum geht, stoffen SDParSamıcder umzugehen un: zugleich die Umwelt
die berufliche un! gesundheıtliche Leistungsfähigkeit als Lebensraum des Menschen schonen, inflationäre
verbessern SOWI1e so7zıale Nachteıle, ELW be] Mehrkinder- Entwicklungen un Arbeıtslosigkeıt stellen unNseIec Wırt-
tamılıen, Alleinstehenden mi1t Kıindern, Rentnern mıt schaft VOT eıne NCUE Bewährungsprobe. Wır werden dıese
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Bewährungsprobe 1Ur bestehen, Wenn nıcht jede Gruppe Bundesrepublik Deutschland. S1e mussen mehr denn Je
versucht, sıch selbst 1M Verteilungskampi schadlos hal- Ma{iß un! Ziel deutscher Politik se1in. Alles, W as demC
S  S Wır können die Sozıale Marktwirtschaft sıchern, gensteht, wiıderspricht der Idee unNnseres Staates. Es
wenn WIr unsefTe wissenschattlichen un technischen Fä- schwächt ıh un! zerstort Hoffnungen auch be1 den Men-
higkeiten Nutzen, die Leistungsbereitschaft aller aktıvieren schen in unserem gespaltenen Land, denen tremde Gewalt
und uns darauf einstellen, da{fß WIr als einzelne un! als (3e- die freie Mitwirkung staatlıchen Leben nach WwW1e VOTI

meıinschaft nıcht ber unNnseIiIe Verhältnisse leben dürten. verwehrt. uch s1e;, nıcht 11UT uns, geht CS, WwWenNnn

Die Vermögensbildung mußß nachhaltıg gefördert werden WIr fordern, da{fß die Macht der Freiheit gestärkt werden
mıt dem Zıel, die Arbeitnehmer Unternehmen be- muß
teilıgen. Wır VO  — den Polıitikern, da{fß s1e eindeu-
t1g für dıe Sozıale Marktwirtschaft eıntreten. reinel und rieden

das Maß deutscher PolıtikDie Umweltproblematik aflßt sıch nıcht AUS$S dem polıtı-
schen Gesamtzusammenhang herauslösen. Sıe annn 1Ur
1m Rahmen eıner Polıitik behandelt werden, die die (Sren- Freıiheıt un! Friede gewınnen ıhre überzeugende Kratt Aaus

Z der Belastbarkeıt 1m Spannungsfeld Mensch Tech- grundlegenden ethischen Werten, ohne die jedes Gemeın-
nık — Natur kennt un! VOT allem den ganzheıtliıchen zertällt. Dessen mussen sıch gerade ın eıner Demo-
Zusammenhang der Schöpfung achtet. Voraussetzung da- kratıe dıe Bürger, ıhre polıtıschen Kepräsentanten und die
für ISt, da{fß der Mensch die Technik auch geist1g beherrscht Medien bewußt se1in. Die künftige deutsche Polıitik wiırd
un! nıcht ıhrem Sklaven wiırd. Darüber hınaus dart moralısche Qualität mehr als bısher brauchen, wenn sS1e
die Natur nıcht mıt Hılte seıner großen technischen Mög- den Herausforderungen un Aufgaben der eıt gewachsen
lıchkeiten derart überlasten, dafß Gr s1e zerstort und sıch seın ll
damıt seıner Lebensgrundlage eraubt. Der Mensch kann Das Zentralkomıitee der deutschen Katholiken 111 mıt
1Ur 1m Bewufstsein seıner Abhängigkeıt VonNn der Natur dieser Erklärung dazu beitragen, dafß in den Auseinander-
überleben. Die Natur ware jedoch iın ıhrem Sınn verkannt, SCEIZUNGECN des Wahlkampftes bestimmte zentrale Lebens-
WEeNnNn ıhre Hınordnung auf den Menschen geleugnet iragen unNseiTer Gesellschaft beachtet werden. Wır bıtten
wurde. alle Burger, die Parteıen un! ıhre Kandıdaten, sıch mıt
Wer die Umweltproblematık absolut se  ‘9 kommt nıcht polıtischen Vorstellungen auseınanderzusetzen. Aus

Lösungen, sondern Verzerrungen. Wo nıcht das der Art un!| VWeıse, w1e€e dıe Parteıen auf unseIiI«ec Argumente
(Ganze bedacht wiırd, bleibt das Gemeinwohl auf der un! Forderungen eingehen, S1e in ıhrer Programmatık be-
Strecke. Wer nıcht die Natur dem Menschen und nıcht den rücksichtigen un sıch in der polıtischen Praxıs danach
Menschen der Natur enttremden wiıll, ann dıes LL1UT 1mM riıchten, wırd sıch die ähe oder Ferne des Zentralkomi-
Rahmen eınes Konzepts Lun, das nıcht CUuU«C Einseiutigkei- tees der deutschen Katholiken ıhnen bestimmen. Wır
ten schafft. In diesem Rahmen mu{ßß auch die rage der erwarten VO  S den demokratischen Parteıen unseTrTes Landes
Energieversorgung gelöst werden. Sıe 1St lebenswichtig; eiınen Wahlkampf, der beı aller Härte und FEntschiedenheit
denn ohne ausreichende Energjieversorgung o1bt er keinen in der Sache den Grundkonsens der Demokraten bewahrt
wiırtschaftlichen un! sozıalen Fortschritt. Der Energıie- un den Respekt VOT dem polıtischen Gegner bestehen

aßtbedarf 1STt jedoch Berücksichtigung aller Sparmög-
lichkeiten sorgfältig abzuschätzen und umweltschonend An die Katholiken richten WIr den Appell, die Forderun-

decken. gen dieser Erklärung in der polıtiıschen Diskussion VeIr-

Gerade die Ereignisse des etzten Jahres haben uns allen e LeCNn Wır ruten alle Wähler auf, mıt ıhrer Entscheidung
CIHEUT bewulßfit gemacht, welche hohen (suter Freiheit un: ine Polıitik stärken, die uNseTeIM Land Zukunft in rel-
Friede sınd. Freiheıit un: Friede sınd dıe Grundlagen der heıt, Friıeden un! Gerechtigkeit sıchert.

eportage
„Chriısti Ie ıst starker”
Der 86. Deutsche Katholikentag in Berlin

sınd gewi(ß viele Faktoren, dıe eiınen Katholikentag pra- dem voraufgegangenen Katholikentag DO  S& Freiburg. Zum
sCH Im Rückblick auf den 86 Deutschen Katholıkentag, eınen schon deshalb, weıl viele in Freiburg erstmals aNngC-
der VO bıs Junı iın Berlın stattfand, drängt sıch aller- botene un dort erfolgreich erprobte Programm- un
dings eın Faktor besonders auf: der Zusammenhang mit Strukturelemente auch in Berlın das Bild‘des Katholiken-


